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Der Bundesminister des Innern 

ÖS I 1 - 612 310 - 1/1 


Bonn, den 12. Januar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verbot der NPD 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Dr. Alt- 
hammer und Genossen 
- Drucksache VI/178 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung die Absicht, beim Bundesverfassungs- 
gericht in Karlsruhe ein Verfahren zur Prüfung der Verfassungs- 
mäßigkeit der Nationaldemokratischen Partei Deutschland (NPD) 
zu beantragen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt unter den gegenwärtigen 
Umständen nicht, einen Antrag auf Entscheidung, ob die NPD 
verfassungswidrig ist, beim Bundesverfassungsgericht zu 
stellen. 


2. Welche Gründe sprechen für und gegen einen solchen Antrag? 

Die frühere Bundesregierung hat es aus guten Gründen mehr- 
fach abgelehnt, die einzelnen rechtlichen und politischen Über- 
legungen, die ihrer Meinung nach für einen Verbotsantrag 
gegen die NPD sprachen, öffentlich darzulegen (vgl. u. a. Proto- 
koll der 223. Sitzung des Deutschen Bundestages - 5. Wahl- 
periode - vom 21. März 1969, Seite 12190 A). An dieser Übung 
hält die Bundesregierung fest. Sie ist jedoch grundsätzlich der 
Meinung, daß das konkurrierende Nebeneinander der poli- 
tischen Kräfte mit ihrer wechselseitigen Auseinandersetzung 
ebenso zum Wesen einer lebendigen Demokratie gehört wie 
das Vertrauen in die Einsichts- und Urteilsfähigkeit der Be- 
völkerung bei der politischen Willensbildung. Mit einem Verbot 
der NPD würde ohnehin das eigentliche Problem, das sich aus 
der Existenz radikaler Parteien ergibt, nicht gelöst-, dieses 
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besteht darin, daß eine kleine - wenn auch nicht zu unter- 
schätzende Minderheit der Bevölkerung für extreme Anschau- 
ungen anfällig ist. Eine wirksame Eindämmung dieses Reser- 
voirs für extremistische Gruppen kann nur durch eine intensive 
geistig-politische Auseinandersetzung und eine gezielte poli- 
tische Bildungsarbeit erreicht werden. Darum ist die Bundes- 
regierung ebenso bemüht, wie die demokratischen Parteien, die 
im Deutschen Bundestag vertreten sind. Daß diese Bemühungen 
nicht erfolglos sind, haben die Ergebnisse der letzten Kommu- 
nalwahl in Nordrhein-Westfalen wie auch der Bundestagswahl 
gezeigt 

Von dem einschneidenden und äußersten Mittel des Parteiver- 
bots sollte nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn unmittel- 
bar eine Gefahr für den Bestand der freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung droht und wenn die geistig-politische 
Auseinandersetzung mit der Ideologie und den Zielen der 
Partei ohne Erfolg ernsthaft versucht wurde. 

3. Gibt es für die Bundesregierung - trotz der bekannten, für einen 
solchen Antrag eingestellten Haltung des großen Koalitions- 
partners - eine bindende Koalitionsabsprache, keinen solchen 
Antrag zu stellen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß eine derartige Koalitions- 
absprache nicht besteht. 


Genscher 



